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Vorhabenbezogener Bebauungsplan
„Ramsbach Quartier Ost“
in Tettnang

I. Rechtsgrundlagen

Rechtsgrundlagen dieses Bebauungsplanes sind:

• Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634)

• Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl.  I  S.

3786)

• Planzeichenverordnung (PlanzV) vom 18.12.1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt geändert durch Art. 3 des Geset-

zes zur Umsetzung der Richtlinie 2014/52/EU im Städtebaurecht und zur Stärkung des neuen Zusammen-

lebens in der Stadt vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057)

• Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 05.03.2010 (GBl. S. 357), zuletzt geändert durch

Art. 3 des Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie zu Gefahren schwerer Unfälle mit gefährlichen Stoffen

vom 21.11.2017 (GBl. S. 612)

• Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24.07.2000 (GBI. S. 581), zuletzt

geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 2018 (GBl. S. 221)

Aufgrund § 9 BauGB in Verbindung mit der BauNVO und der LBO Baden-Württemberg werden für das Ge-

biet des Bebauungsplanes - in Ergänzung zum Plan und zur Zeichenerklärung vom 18.09.2018 18.12.2018 -

nachfolgende planungsrechtliche Festsetzungen getroffen. Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes treten

alle bisherigen planungsrechtlichen Festsetzungen im Geltungsbereich außer Kraft.
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II. Planungsrechtliche Festsetzungen (§§ 1 bis 23 BauNVO + § 9 BauGB)

1. Räumlicher Geltungsbereich (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Die Grenzen des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans sind im Lageplan schwarz gestrichelt

dargestellt.

2. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB, §§ 1-15 BauNVO)

Allgemeines Wohngebiet 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 1 Abs. 5 und 6 BauNVO sowie § 4 BauNVO)

Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen. Zulässig, ausnahmsweise zulässig und nicht zu-

lässig sind:

allgemein zulässig ausnahmsweise
zulässig 

nicht zulässig

Wohngebäude 

die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, 
Schank- und Speisewirtschaften  

nicht störende Handwerksbetriebe

Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, 
gesundheitliche und sportliche Zwecke

Betriebe des Beherbergungsgewerbes

sonstige nicht störende Gewerbebetriebe

Anlagen für Verwaltungen 

Gartenbaubetriebe 

Tankstellen 

3. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB und §§ 16-21a BauNVO)

3.1. Höhe der baulichen Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 18 BauNVO)

Die maximale Höhe der baulichen Anlagen wird entsprechend der Eintragungen im Planteil in Metern über

Normalnull (NN) festgesetzt. 

Für Gebäude an der Jahnstraße und der Kolpingstraße gilt: Das oberste Geschoss (Nicht-Vollgeschoss) ist

gegenüber dem darunterliegenden Geschoss an allen Gebäudeseiten um mindestens 1,00 Meter zurück zu

versetzen.

Für Gebäude am Drosteweg gilt: Das oberste Geschoss (Nicht-Vollgeschoss) ist gegenüber dem darunterlie-

genden Geschoss an 3 Gebäudeseiten um mindestens 1,00 Meter zurück zu versetzen.
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3.2. Grundflächenzahl - GRZ (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V. m. §§ 16 und 19 BauNVO)

Die Grundflächenzahl (GRZ) ist entsprechend dem Planeintrag in der Nutzungsschablone festgesetzt.

Es handelt sich um Maximalwerte, die durch die ausgewiesenen überbaubaren Grundstücksflächen (Bau-

grenzen) eingeschränkt sein können.

3.3. Zahl der Vollgeschosse (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 16 und 20 BauNVO)

Die maximal zulässige Zahl der Vollgeschosse ist den Nutzungsschablonen im Planteil zu entnehmen und

wird als Höchstwert festgesetzt. 

3.4. Geschossflächenzahl - GFZ (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 16 und 20 BauNVO)

Die maximale Größe der Geschossfläche der baulichen Anlagen ist den Nutzungsschablonen des Planteils

zu entnehmen und durch die Geschossflächenzahl (GFZ) festgesetzt. 

4. Bauweise,  überbaubare  und  nicht  überbaubare  Grundstücksflächen   (§  9  Abs.  1  Nr.  2
BauGB i. V. m. § 22 und 23 BauNVO)

4.1. Bauweise

Die zulässige Bauweise ist den Nutzungsschablonen des Planteils zu entnehmen. 

Die abweichende Bauweise wird wie folgt festgesetzt:

• Gebäude dürfen nur mit seitlichem Grenzabstand errichtet werden.

• Die Gebäudelänge darf mehr als 50 Meter betragen

4.2. Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 23 BauNVO)

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind im Lageplan durch Baugrenzen festgesetzt.

5. Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen und Tiefgaragen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i. V. m. §§ 12 
und 14 BauNVO

5.1. Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB und §§ 14 BauNVO) 

Für Nebenanlagen gilt:

• Untergeordnete Nebenanlagen sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig, soweit

sie dem Nutzungszweck der im Geltungsbereich gelegenen Grundstücke oder dem Plangebiet selbst die-

nen und keine anderen Festsetzungen bzw. Belange entgegenstehen.

• Fahrradabstellräume sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.

• Die der Versorgung des Gebiets mit Elektrizität, Gas, Wärme und Wasser sowie zur Ableitung von Ab-

wasser dienenden Nebenanlagen sind ausnahmsweise im gesamten Geltungsbereich des Bebauungs-

plans zulässig. Dies gilt auch für fernmeldetechnische Nebenanlagen.
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5.2. Tiefgaragen, Garagen, Carports und Stellplätze (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i. V. m. § 12 BauNVO)

Garagen, Stellplätze und Carports sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen und auf den im

Planteil festgesetzten Flächen zulässig.

Erdüberdeckte Tiefgaragen sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. Nicht über-

baute und nicht für Zugangswege benötigte Teile der Tiefgarage sind mit einer Erdüberdeckung zu versehen

und dauerhaft zu begrünen. 

6. Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Öffentliche und private Straßenverkehrsflächen werden entsprechen den Eintragungen im Planteil festge-

setzt.

7. Führung von oberirdischen oder unterirdischen Versorgungsanlagen und -leitungen (§ 9 
Abs. 1 Nr. 13 BauGB)

Oberirdische Strom- und Fernmeldeleitungen sind innerhalb des Geltungsbereichs nicht zulässig.

8. Flächen für die Abfall- und Abwasserbeseitigung, einschließlich der Rückhaltung und 
Versickerung von Niederschlagswasser (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)

Das anfallende unbelastete Oberflächenwasser ist in den festgesetzten Retentionsflächen zu sammeln und

zu versickern.

9. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Zur Vermeidung, Minimierung und zum Schutz der Belange von Natur und Landschaft werden folgende Fest-

setzungen getroffen:

• Im Kronenbereich von Bäumen sind Garagen, überdachte Stellplätze/Carports, Stellplätze und Nebenan-

lagen unzulässig.

• Notwendige Gehölzrodungen sind außerhalb der Vegetationszeit bzw. außerhalb der Brut- und Aufzuchts-

zeiten von Vögeln durchzuführen, also nicht in der Zeit vom 01. März bis zum 30. September. Gebäu-

deabbrüche dürfen ebenfalls nur im Zeitraum vom 01. Oktober bis 28. Februar erfolgen.

• Bei Baumrodungen ist vor der Fällung zu prüfen, ob Baumhöhlen, Astlöcher oder Rindenspalten vorhan-

den sind, in denen Fledermäuse ihr Quartier haben oder Nistplätze von Vögeln vorhanden sind. Sollten

solche Quartiere oder Nistplätze vorhanden sein, sind geeignete Maßnahmen zum Schutz der Tiere zu er-

greifen und ggf. ein Experte bei der Entscheidung über das weitere Vorgehen hinzuzuziehen.

• Bei unbesetzten Bäumen sollen die Höhlungen bestmöglich erhalten bleiben, um den Verlust potenzieller

Quartiere für Fledermäuse und Vögel auszuschließen.

• Bei Gebäudeabbrüchen und Gebäudesanierungsarbeiten ist vor der Bauausführung zu prüfen, ob sich

Brutvögel oder Fledermausquartiere daran/ darin befinden. Sollten solche Quartiere vorhanden sein, sind

geeignete Maßnahmen zum Schutz der Tiere zu ergreifen und ggf. ein Experte bei der Entscheidung über

das weitere Vorgehen hinzuzuziehen.
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• Je 500 m² Baugrundstück ist ein Laubbaum mit mindestens 18 cm Stammumfang anzupflanzen und dau-

erhaft zu erhalten.

• Abgängige Bäume sind entsprechend zu ersetzen und zu pflegen.

• Bei der Installation neuer Beleuchtungseinrichtungen ist eine insektenverträgliche Beleuchtung zu verwen-

den (streulichtarme, geschlossene Leuchtentypen mit geringer Lockwirkung für Insekten). Die Installation

ist so durchzuführen, dass das Licht konzentriert abstrahlt. 
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III. HINWEISE UND EMPFEHLUNGEN

1. Oberboden und Erdarbeiten

Der humose Oberboden ist getrennt abzutragen, sorgfältig zu sichern und möglichst vollständig auf dem

Grundstück wieder  zu  verwenden.  Dies gilt  auch für  Baustellenzufahrten,  Baulagerflächen und sonstige

temporäre Einrichtungen.

Erdarbeiten sind möglichst im Massenausgleich durchzuführen. Auf die Verpflichtung zum schonenden Um-

gang mit dem Naturgut Boden gemäß § 1a Abs.1 BauGB wird hingewiesen.

Die Bodenversiegelung ist auf das unabdingbare Maß zu beschränken.

2. Untergrundverunreinigungen, Altlasten und Abfallbeseitigung

Bekannte,  vermutete,  sowie gefundene Bodenbelastungen,  bei  denen Gefahren für  die  Gesundheit  von

Menschen, bedeutende Sachwerte oder erhebliche Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes nicht ausge-

schlossen werden können, sind der Unteren Bodenschutzbehörde zu melden.

Anfallende Bauabfälle, Bauschutt und Abbruchmaterial müssen getrennt gesammelt und einer Verwertung

zugeführt bzw. als Abfall entsorgt werden. Es wird besonders auf die mögliche Bodengefährdung durch Far-

ben, Lacke, Verdünnungsmittel, Holzschutzmittel, Mörtelverfestiger, Wasserschutzanstriche und andere Bau-

chemikalien verwiesen. Beim Umgang mit diesen Stoffen ist besondere Sorgfalt geboten. Sie dürfen auf kei-

nen Fall in den Boden gelangen. Leere Behälter und Reste sind ordnungsgemäß zu entsorgen.

Das Baugebiet wurde über lange Zeit als Hopfengarten genutzt. Durch den Einsatz von  Spritzmitteln rei -

cherten sich im Boden bis in 90 cm Tiefe Schadstoffe, insbesondere Kupfer, an. Die Ergebnisse der Untersu -

chung der Schadstoffbelastung wurden durch das Ingenieurbüro Kugel-Schlegel-Wunderer GbR in einem

Gutachten vom 1. Juni 2016 dokumentiert. Das Gutachten enthält keine wirkungspfadbezogene Beurteilung

der festgestellten Schadstoffbelastung hinsichtlich möglicher Gefahren für die Gesundheit  von Menschen

und des Grundwassers, sondern lediglich eine Deklaration von Zuordnungsklassen im Hinblick auf eine Ver-

wertung von überschüssigem Bodenmaterial.

Von den untersuchten Schadstoffparametern sind einzig die Gehalte an Kupfer relevant erhöht. Die erhöhten

Kupfergehalte führen nicht zu einer Gefährdung der Gesundheit von Menschen, auch nicht von spielenden

Kleinkindern. Die Untersuchungsergebnisse zeigen, dass das Kupfer aus dem Oberboden in tiefere Boden-

schichten verlagert wurde. Wegen der mächtigen ungesättigten Bodenschicht ist derzeit aber keine Gefähr-

dung des Grundwassers zu besorgen.

Für die geplante Bebauung ergeben sich folgende Konsequenzen:

• Eine  konzentrierte  Versickerung von Niederschlagswasser  durch den  vorhandenen belasteten  Boden

würde zu einer Gefährdung des Grundwassers führen. D. h. im Bereich der Retentionsmulden ist der bis

in 90 cm Tiefe belastete Boden auszuheben und ggf. durch nachweislich unbelasteten Boden zu erset-

zen.

• Sofern nicht im Zuge der Bebauung der gesamte Boden mit Schadstoffbelastungen > Kategorie Z 0* der

VwV Boden vom 14.03.2007 aus dem Baugebiet entfernt wird, wird die verbleibende Schadstoffbelastung
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des Bodens im Bodenschutz- und Altlastenkataster erfasst werden (§ 9 Abs. 1 LBodSchAG).

• Mit den Bauantragsunterlagen ist ein mit der unteren Bodenschutz- und Altlastenbehörde abgestimmtes

Bodenmanagementkonzept vorzulegen, aus dem ersichtlich wird, ob und wo auf dem Grundstück schad-

stoffbelasteter Boden verbleiben soll, wer den entsprechenden Umgang mit dem Boden überwacht und

dokumentiert und wo ggf. überschüssiger Boden (be- und unbelastet) verwertet werden soll.

• Die untere Bodenschutz- und Altlastenbehörde ist im Baugenehmigungsverfahren zu beteiligen.

3. Geologie, Geotechnik und Baugrund

Hinsichtlich Baugrundaufbau, Bodenkennwerten, Wahl und Tragfähigkeit des Gründungshorizonts, Baugru-

bensicherung, Grundwasser etc. wird eine ingenieurgeologische Beratung durch ein geeignetes Ingenieurbü-

ro empfohlen.

4. Grundwasserschutz

Das Eindringen von gefährlichen Stoffen in das Erdreich ist zu verhindern. Zum Schutz des Grundwassers

vor wassergefährdenden Stoffen – auch im Zuge von Bauarbeiten – sind die erforderlichen Schutzvorkeh-

rungen gegen eine Verunreinigung bzw. nachteilige Veränderung seiner Eigenschaften zu treffen. Ggf. sind

die Regelungen zum Umgang mit bzw. zur Lagerung von wassergefährdenden Stoffen zu beachten.

Das Erschließen von Grundwasser im Zuge der Bauarbeiten (wassergesättigter Bereich) ist unverzüglich

beim Landratsamt Bodenseekreis, Amt für Wasser- und Bodenschutz, anzuzeigen (§ 43 Abs. 6 WG). Unter-

halb des höchsten Grundwasserspiegels sind Drainagen zur dauerhaften Regulierung des Grundwassers mit

dauernder Ableitung/Absenkung des Grundwassers nicht zulässig (§ 9 WHG).

Bauwerksteile  im  Grundwasser-  und  Grundwasserschwankungsbereich  sind  druckwasserdicht  nach  DIN

18195, Teil S, Abschnitt 8 oder als weiße Wanne auszuführen.

Kanal- und Leitungsgräben unterhalb des Grundwasserspiegels sind somit Sperrriegeln zu versehen, dass

über die Gräben kein Grundwasser abgeführt wird.

Eine Wasserhaltung während der Bauzeit (Grundwasserabsenkung) und das Einbringen von Stoffen in das

Grundwasser stellen eine Benutzung eines Gewässers (§ 9 WHG) dar und bedürfen einer wasserrechtlichen

Erlaubnis, die beim Landratsamt Bodenseekreis, Amt für Wasser- und Bodenschutz, zu beantragen ist (§ 8

Abs. 1 WG).

Das Erschließen von Grundwasser im Zuge der Bauarbeiten (wassergesättigter Bereich), ist unverzüglich

beim Landratsamt Bodenseekreis, Amt für Wasser- und Bodenschutz, anzuzeigen ( § 43 Abs. 6 WG). Unter-

halb des höchsten Grundwasserspiegels sind Drainagen zur dauerhaften Regulierung des Grundwassers mit

dauernder Ableitung / Absenkung des Grundwassers nicht zulässig (§ 9 WHG). Stattdessen ist für Grund-

(Hang-)wasser eine Umläufigkeit unter den Gebäuden herzustellen, so dass eine Drainage nicht erforderlich

ist. Bauwerksteile im Grundwasser- und Grundwasserschwankungsbereich sind druckwasserdicht nach DIN

18195, Teil 6, Abschnitt 8 oder als weiße Wanne auszuführen.

Kanal- und Leitungsgräben unterhalb des Grundwasserspiegels sind so mit Sperrriegeln zu versehen, dass

über die Gräben kein Grundwasser abgeführt wird.
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Tiefgaragen sind so herzustellen, dass ein Versickern von Löschwasser oder von Flüssigkeiten, die von den

dort parkenden Kraftfahrzeugen abtropfen, in den Untergrund ausgeschlossen ist.

Eine Wasserhaltung während der Bauzeit (Grundwasserabsenkung) und das Einbringen von Stoffen in das

Grundwasser stellen eine Benutzung eines Gewässers(§ 9 WHG) darf und bedürfen einer wasserrechtlichen

Erlaubnis, die beim Landratsamt Bodenseekreis, Amt für Wasser- und Bodenschutz, zu beantragen ist (§ 8

Abs. 1 WHG).

Die  Herstellung  und  Nutzung  von  Erdwärmesonden  bedarf  einer  wasserrechtlichen  Erlaubnis  nach  

§ 8 WHG, die bei der unteren Wasserbehörde zu beantragen ist. Informationen zu Erdwärmesonden können

dem „Leitfaden zur Nutzung von Erdwärme mit Erdwärmesonden" aus dem Jahr 2005 und den „Leitlinien

Qualitätssicherung Erdwärmesonden" (LQS EWS - Stand Sept. 2015) entnommen werden.

5. Beseitigung von Schmutz- und Oberflächenwasser

Bei der Schmutz- und Oberflächenentwässerung sind die entsprechenden Gesetze und Verordnungen zu

beachten.

6. Denkmalschutz

Bei der Durchführung der Bebauung besteht die Möglichkeit, dass bisher unbekannte Bodenfunde entdeckt

werden. Gemäß Denkmalschutzgesetz sind etwaige Funde (Scherben, Knochen, Hölzer, Pfähle, Mauerres-

te, Metallgegenstände, Gräber, auffällige Bodenverfärbungen, Humushorizonte) umgehend dem Regierungs-

präsidium Stuttgart zu melden und bis zur sachgerechten Dokumentation und Ausgrabung im Boden zu be-

lassen, eine angemessene Frist zur Dokumentation und Bergung ist einzuräumen.

7. Vermessungs- und Grenzzeichen

Vermessungs- und Grenzzeichen sind für die Dauer der Bauausführung zu schützen und soweit erforderlich,

unter den notwendigen Schutzvorkehrungen zugänglich zu halten. Die Sicherung gefährdeter Vermessungs-

zeichen ist vor Beginn beim Vermessungsamt zu beantragen.

8. Einbauten (Rückenstützen und Böschungen der Straßenverkehrsflächen, Straßenschilder 
etc.) auf privaten Grundstücksflächen

Auf Grund der örtlichen Verhältnisse kann es erforderlich sein, dass zur Herstellung der Straßenverkehrsflä -

chen während der Bauphase vorübergehend in die Randbereiche der angrenzenden Privatgrundstücke ein-

gegriffen werden muss.

Haltevorrichtungen sowie Leitungen für die Straßenbeleuchtung einschließlich Beleuchtungskörper und Zu-

behör sowie Kennzeichen- und Hinweisschilder für Erschließungsanlagen befinden sich aus verschiedenen

Gründen sinnvollerweise zum Teil neben der Straßenverkehrsfläche auf den privaten Grundstücken. Zudem

werden zur Herstellung der öffentlichen Verkehrsflächen zum Teil  Böschungen, Stützmauern und Hinter-

betonstützen für die Straßenrandeinfassung auf den angrenzenden Privatgrundstücken notwendig.

Die Gemeinde / der Straßenbaulastträger wird notwendige Einbauten frühzeitig mit den betroffenen Grund-

stückseigentümern erörtern und notwendige Einbauten über z. B. Grunddienstbarkeiten sichern.
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9. Einteilung der Verkehrsflächen

Die Einteilung der Verkehrsflächen ist nicht Gegenstand des Bebauungsplans.

10. Telekommunikationseinrichtungen

In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen mit einer Leitungszone in einer

Breite von ca. 0,5 m für die Unterbringung der Telekommunikationslinien vorzusehen.

Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und

Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen zu beachten.

Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinierung mit dem Straßenbau

und den Baumaßnahmen anderer Leitungsträger ist es notwendig, dass Beginn und Ablauf der Erschlie-

ßungsmaßnahmen im Bebauungsplangebiet so früh wie möglich, mindestens 6 Monate vor Baubeginn, an-

gezeigt werden.

11. Luftrechtliche Hinweise

Auf Grund der Nähe zum Flughafen Friedrichshafen bedürfen bei der Baudurchführung zum Einsatz kom-

mende Bau- und Mobilkräne, Bohrgeräte, Betonpumpen u. ä. Baugeräte mit einer Höhe von mehr als 25 m

über Grund einer luftrechtlichen Genehmigung gemäß § 15 Abs. 2 Luftverkehrsgesetz (LuftVG).

12. Hinweise auf Grund der Nähe zu Intensivobstanlagen

Im näheren Umfeld an das Plangebiet befinden sich lntensivobstanlagen. Daher sollten bei Anpflanzung auf

den Grundstücken keine Arten verwendet werden, die als Wirtspflanzen für die meldepflichtige Feuerbrand-

krankheit (Erreger: Bakterium Erwinia amylovora) gelten. Diese Krankheit ist hochansteckend und kann sich

schnell seuchenartig ausbreiten und den angrenzenden Obstbau gefährden. Auf die folgenden als Wirts-

pflanzen geltenden Feldgehölze sollte in Nachbarschaft zu Obst (500 m) verzichtet werden:

• Felsenbirne (Amelanchier)

• Weißdorn (Crataegus)

• Mehlbeere, Eberesche (Sorbus)

• Lorbeermispel (Stranvaesia)

• Feuerdorn (Pyracantha) und

• Zwergmispel (Cotoneaster)

Bei der Pflanzung von Streuobstbäumen sollten die besonders feuerbrandanfälligen Quitten (Cydonia oblon-

ga) sowie die hoch feuerbrandanfällige Birnensorte „Oberösterreicher Weinbirne" ausgeschlossen werden.

Rechtsgrundlage hierfür ist die Verordnung zur Bekämpfung der Feuerbrandkrankheit (Feuerbrandverord-

nung) vom 20.12.1985 (BGBI. I S. 2551) in der Fassung vom 13.12.2007 (BGBI. I S. 2930).

13. Pflanzliste

Die Pflanzenliste gibt Empfehlungen zur Verwendung von Gehölzen, sie besitzt aber nicht den Charakter der

Ausschließlichkeit:
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Vorhabenbezogener Bebauungsplan
„Ramsbach Quartier Ost“
in Tettnang

• Acer campestre (Feldahorn)

• Acer freemanii (Rotahorn)

• Alnus x spaethii (Purpur-Erle)

• Corylus colurna (Baumhasel)

• Robinia pseudoacacia (gew. Robinie)

• Ginkgo biloba (Ginkgobaum)

• Quercus cerris (Zerreiche)

• Tilia x euchlora (Krimlinde)

• Gleditsia triacanthos (Dreidorn. Lederhülsenbaum)

• Quercus robur 'Fastigiata Koster' (Säuleneiche)

• Platanus x acerifolia (Ahornblättrige Platane)

• Populus nigra (Schwarz-Pappel)

• Quercus robur (Stieleiche)

• Salix alba und andere sp. (Silber-Weide und andere Weidenarten)

• Tilia cordata und ssp. (Winterlinde und deren mittel- bis großwüchsigen Unterarten)

• Tilia platyphyllos und ssp. (Sommerlinde und deren mittel- bis großwüchsigen Unterarten)

• Ulmus laevis (Flatterulme)
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Fassungen im Verfahren:

Fassung vom 18.12.18 für die Sitzung am 06.02.19

Bearbeiter:

Axel Philipp

Bahnhofstraße 18 - 20
88662 Überlingen
07551 / 83498-0

info@buero-gfroerer.de

Es  wird  bestätigt,  dass  der  Inhalt  mit  den  hierzu  ergangenen  Beschlüssen  des  Gemeinderats  über-
einstimmt.

Ausgefertigt Tettnang, den ..……………….

……………………………………………………………..

Bruno Walter (Bürgermeister)


